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Die komba gewerkschaft bedankt sich für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf eines Ge-

setzes zur Einführung einer Frühstartrente Stellung zu nehmen. 

Wir begrüßen das Ziel des Referentenentwurfs, junge Menschen frühzeitig an Vermögens-

bildung und langfristige Altersvorsorge heranzuführen. Insbesondere die Stärkung der drit-

ten Säule der Alterssicherung, der privaten Vorsorge, rückt damit auch für junge Menschen 

mit einem kleinen staatlich finanzierten Anreiz stärker in den Fokus. 

Der Staat darf sich mit der Einführung der Frühstartrente jedoch nicht aus seiner Verantwor-

tung für eine verlässliche und auskömmliche Alterssicherung zurückziehen und diese Ver-

antwortung auf individuelle Anlageentscheidungen, private Vorsorgeverträge oder die fi-

nanziellen Möglichkeiten der Familien verlagern. Die gesetzliche Rente und die betriebliche 

Altersversorgung müssen die tragenden Säulen bleiben; die Frühstartrente kann sie allen-

falls ergänzen, nicht ersetzen. 

Wir sehen es als positives Signal, dass die Politik nunmehr junge Menschen in den Blick 

nimmt und dafür auch in der angespannten Haushaltslage Mittel bereitstellt. Gleichzeitig ist 

zu berücksichtigen, dass der staatliche Förderbetrag von zehn Euro monatlich über zwölf 

Jahre lediglich zu einem Gesamtbetrag von 1.440 Euro zuzüglich möglicher Erträge führt. 

Vor diesem Hintergrund bleibt fraglich, welchen tatsächlichen Beitrag zur Alterssicherung 

dieses Modell leisten kann. 

Besonders kritisch sehen wir, dass nicht alle jungen Menschen gleichermaßen einbezogen 

werden. Eine schrittweise Einbeziehung einzelner Geburtsjahrgänge schließt einen erhebli-

chen Teil der Minderjährigen bei einem Start im Jahr 2027 von der Förderung aus. Die Früh-

startrente mit ihrer staatlichen Förderung muss grundsätzlich für alle Kinder und Jugendli-

chen gelten, die sich bei Inkrafttreten im vorgesehenen Alterskorridor zwischen sechs und 

18 Jahren befinden. Andernfalls entscheidet allein das Geburtsjahr über den Zugang zu 

staatlicher Unterstützung. 

Ebenso ist eine sozial gerechte Ausgestaltung zwingend erforderlich. Der Zugang zur Förde-

rung darf weder von der Initiative noch von der Finanzbildung, der zeitlichen Belastung oder 

den organisatorischen Möglichkeiten der Eltern abhängen. Das gilt insbesondere für Kinder 

und Jugendliche in stationärer Jugendhilfe, in Pflegeverhältnissen, in Vormundschaft oder 
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ohne verlässlich handelnde Sorgeberechtigte. Für diese Gruppen braucht es eine automati-

sche und unbürokratische Einbeziehung, eindeutig geregelte Zuständigkeiten und eine un-

abhängige Interessenvertretung. 

Auch die vorgesehenen kollektiven Anlageformen sind problematisch, weil die spätere Aus-

zahlung von staatlich festgelegten Anlagestrategien und der Kapitalmarktentwicklung ab-

hängt. Ein Ausgleich für Verluste ist nicht vorgesehen. Gerade sozial benachteiligte junge 

Menschen könnten dadurch besonders betroffen sein, obwohl ihre spätere Altersvorsorge 

ohnehin häufig prekärer ist. 

Hinzu kommt, dass die Möglichkeit privater Einzahlungen von bis zu 6.840 Euro jährlich be-

stehende soziale Ungleichheiten eher verstärkt als abbaut. Wohlhabende Familien können 

über Jahre erhebliche zusätzliche Vermögen aufbauen, während einkommensarme Fami-

lien weitgehend auf die geringe staatliche Förderung beschränkt bleiben. Die Frühstartrente 

droht damit, Vermögensunterschiede nicht zu verringern, sondern zu verfestigen. 

Finanzbildung darf nicht auf Informationen von Anbietern reduziert werden. Sie muss zu-

sätzlich altersgerecht, anbieterunabhängig und praxisnah in Schulen, Berufsschulen sowie 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe vermittelt werden. Junge Menschen müssen 

Chancen, Risiken, Kosten, steuerliche Folgen, Interessenkonflikte und Alternativen verste-

hen können. Dazu gehören auch Kenntnisse über die gesetzliche Rente, die betriebliche Al-

tersversorgung, Versicherungen, Verschuldungsrisiken und langfristige Kapitalmarktanla-

gen. 

Der Jugend- und Verbraucherschutz muss deutlich gestärkt werden. Die vorgesehene Aus-

nahme von Beratungspflichten ist bei einem Produkt, das für Minderjährige abgeschlossen 

wird und über Jahrzehnte gebunden bleibt, nicht hinnehmbar. Es braucht unabhängige Be-

ratung, verständliche und vergleichbare Informationen, klare und möglichst niedrige Kos-

tenobergrenzen sowie wirksame Kontrollmöglichkeiten. Mit zunehmendem Alter müssen 

junge Menschen echte Beteiligungs-, Informations- und Zustimmungsrechte erhalten. Zu-

dem dürfen die Kosten der Anlageprodukte deren Erträge nicht maßgeblich aufzehren oder 

die Förderung faktisch entwerten. 
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Besonders kritisch sehen wir auch die starre Bindung des Vermögens bis zum 65. Lebens-

jahr. Das Gesetz muss eng begrenzte und rechtssichere Härtefallregelungen vorsehen, etwa 

bei dauerhafter voller Erwerbsminderung, schwerer oder lebensverkürzender Erkrankung, 

erheblicher Pflegebedürftigkeit oder zur Abwendung existenzieller Not. Eine Altersvorsorge, 

die gerade in solchen Lebenslagen nicht nutzbar ist, verfehlt ihren Zweck. Insbesondere 

sind auch Regelungen für eine Auszahlung bei vorzeitigem Ableben der berechtigten Person 

vorzusehen. 

Die Anlagerichtlinien für die kollektive Anlage dürfen nicht allein administrativ vom Bundes-

ministerium der Finanzen festgelegt werden. Erforderlich sind transparente, parlamenta-

risch legitimierte und demokratisch kontrollierte Vorgaben. Jugend-, Verbraucher-, Sozial- 

und Gewerkschaftsverbände müssen beteiligt werden. Die Richtlinien sollten klare Kriterien 

zu Diversifikation, Risiko, Kosten, Nachhaltigkeit, Menschenrechten, öffentlicher Kontrolle 

und möglichen Interessenkonflikten enthalten. 

Auch die Evaluation des Gesetzes greift bislang zu kurz. Sie darf sich nicht nur auf Vertrags-

zahlen und Haushaltsmittel beschränken, sondern muss insbesondere die soziale Vertei-

lung der Förderung, die Situation von Kindern in stationärer Jugendhilfe und Pflegeverhält-

nissen, die tatsächliche Teilhabe, die Kosten- und Renditeentwicklung, mögliche Verluste, 

die Qualität der Finanzbildung, den Jugend- und Verbraucherschutz sowie die Auswirkun-

gen auf die gesetzliche Alterssicherung untersuchen. 

Fazit 

Die Frühstartrente ist ein politischer Ansatz, der das berechtigte Ziel verfolgt, junge Men-

schen frühzeitig an Vermögensbildung und Altersvorsorge heranzuführen. Dieses Anliegen 

ist grundsätzlich zu begrüßen und kann einen sinnvollen Impuls setzen, wenn es sozial aus-

gewogen und verlässlich ausgestaltet wird. 

In der vorliegenden Form bleibt der Entwurf jedoch hinter diesem Anspruch zurück. Ohne 

eine gleichmäßige Einbeziehung aller jungen Menschen, wirksamen Schutz vor sozialer Un-

gleichheit, unabhängige Finanzbildung, starke Verbraucherrechte und belastbare Härtefall-

regelungen droht die Frühstartrente eher zur Förderung privater Kapitalmarktteilnahme zu 

werden als zu einem echten Baustein verlässlicher Alterssicherung. 


